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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

für die Gelegenheit zur Stellungnahme bedanke ich mich. 

 

Die Verwaltungsrichtervereinigung begrüßt ausdrücklich die vorgesehene Prolonga-

tion von 164 kw-Vermerken im richterlichen und nicht-richterlichen Dienst zur Bewälti-

gung der Klagewelle in Asylverfahren. Die Verwaltungsgerichte sind durch die Asyl-

verfahren weiter stark belastet. Bei den Verwaltungsgerichten waren Mitte 2019 rund 

40.000 Verfahren anhängig. Es ist zu erwarten, dass zu dem sehr hohen Bestand zu-

nehmend mehr Klagen und Eilanträge gegen beabsichtigte Rückführungen, gegen ab-

gelehnte Folgeanträge oder gegen den Widerruf des zunächst gewährten Schutzes 

bei den Verwaltungsgerichten eingehen werden. 

 

Vor dem Hintergrund der weiter bestehenden hohen Belastung durch Asylverfahren 

wird die Verlängerung der kw-Vermerke für die zur Bearbeitung der Asylverfahren ge-

schaffenen Stellen bis Ende 2025 befürwortet. Der Haushaltsentwurf 2020 trägt damit 

wesentlich dazu bei, den Personalbestand zu sichern, der für eine kontinuierliche Ab-

arbeitung der Asylverfahren, die zugleich den rechtsstaatlichen Garantien der Antrag-

steller gerecht wird, erforderlich ist. 
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Perspektivisch muss die personelle Ausstattung der Verwaltungsgerichte dauerhaft, 

auch über 2025 hinaus, gesichert sein. Insoweit ist die Zahl der Asylanträge beim Bun-

desamt und der hieran in vielen Fällen anschließenden Klagen bei den Verwaltungs-

gerichten dauerhaft im Blick zu behalten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Martin Hollands 


